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Die Bundesregierung beantwortet die vorbezeichnete 
Große Anfrage wie folgt: 


l.Wie beurteilt die Bundesregierung das gegen- 
wärtige Ausmaß der Kriminalität in der Bundes- 
republik Deutschland? 

Das gegenwärtige Ausmaß der Kriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland läßt sich am ehesten 
aus der vom Bundeskriminalamt erstellten Polizei- 
lichen Kriminalstatistik ablesen. Die Polizeiliche 
Kriminalstatistik erfaßt mit Ausnahme der Ver- 
kehrs- und Staatsschutzdelikte alle Verbrechen und 
Vergehen, die bei der Polizei bearbeitet werden und 
für die beim Zeitpunkt der Abgabe an die Staats- 
anwaltschaft der Verdacht des Vorliegens einer 
strafbaren Handlung besteht. Im Gegensatz zu der 
vom Statistischen Bundesamt erstellten Verurteilten- 
statistik registriert die Polizeiliche Kriminalstatistik 
auch die Fälle, in denen der Täter nicht ermittelt 
wird, in denen es wegen Flucht oder Unzurech- 


nungsfähigkeit des Verdächtigen nicht zu einer Ver- 
urteilung kommt oder in denen der Schuldvorwurf 
in der Hauptverhandlung nicht aufrechterhalten 
werden kann. Andererseits enthält die Polizeiliche 
Kriminalstatistik nicht die sog. Latenz, d. h. die 
Fälle, in denen die Straftaten den Strafverfolgungs- 
behörden überhaupt nicht bekannt werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände kann die 
Polizeiliche Kriminalstatistik sicher nicht ein ge- 
naues und umfassendes Bild über die Kriminalität 
geben. Sie hat aber dennoch einen nicht unbeträcht- 
lichen Aussagewert, weil sie seit Jahren nach ein- 
heitlichen Richtlinien erstellt wird. Da die Registrie- 
rung Jahr für Jahr nach denselben Grundsätzen 
erfolgt, erlauben die Jahresstatistiken eine zutref- 
fende Aussage über die Veränderung der Verhält- 
nisse gegenüber den Vorjahren. Der Aussagewert 
der Polizeilichen Kriminalstatistik beruht also im 
wesentlichen darauf, daß sie den Trend in der Ent- 
wicklung der Kriminalität signalisiert. 

Im Jahre 1969 sind in der Polizeilichen Kriminal- 
statistik 2 217 966 Verbrechen und Vergehen (aus- 
genommen Verkehrs- und Staatsschutzdelikte) re- 
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gistriert worden. Die Zahl der bekanntgewordenen 
Straftaten ist damit gegenüber dem Vorjahr um 
2,8 °/o gestiegen. Diese Zuwachsrate ist geringer als 
in den Vorjahren. Ab 1966 war ein starkes An- 
steigen zu verzeichnen, das aber in den beiden 
letzten Jahren wieder nachgelassen hat. Von 1965 
bis 1969 haben sich folgende Zuwachsquoten er- 
geben: 


1965 

2,4 

% 

1966 

7,2 

% 

1967 

8,2 

% 

1968 

4,1 

% 

1969 

2,8 

% 


Insgesamt hat die Zahl der bekanntgewordenen 
Straftaten seit 1963 von 1 678 840 auf 2 217 9ü6, d. h. 
um 32,1 % zugenommen. 

Bei den genannten Werten handelt es sich um abso- 
lute Zahlen. Ihre Zunahme ist auch im Zusammen- 
hang mit dem Wachstum der Bevölkerung zu sehen. 
Die Situation erscheint etwas günstiger, wenn man 
die Entwicklung der sogenannten Häufigkeitsziffer 
beachtet. 

Die Häufigkeitsziffer gibt die Zahl der auf 100 000 
Einwohner errechneten Straftaten an. Die Entwick- 
lung der Häufigkeitsziffer nahm folgenden Verlauf: 


1965 

3031 

1966 

3213 

1967 

3465 

1968 

3588 

1969 

3645 


Insgesamt hat die Häufigkeitsziffer seit 1963 um 
25,08 °/o zugenommen. 

Auch in den einzelnen Kriminalitätsbereichen hat 
sich der seit Jahren zu beobachtende Trend be- 
stätigt. 

Weiteres Anwachsen der Eigentumskriminalität 

Das Ansteigen der Gesamtzahl der im Jahre 1969 
bekanntgewordenen Verbrechen und Vergehen um 
59 456 wird hauptsächlich durch die Zunahme der 
Fälle des einfachen Diebstahls um 45 014 und des 
schweren Diebstahls um 7731 bewirkt. Damit ist der 
Anteil der Diebstahlskriminalität an der Gesamt- 
zahl der im Jahre 1969 bekanntgewordenen Ver- 
brechen und Vergehen von 61,1 % auf 61,9% ange- 
stiegen. Von drei bekanntgewordenen Straftaten 
sind nahezu zwei Fälle des Diebstahls. Das Anstei- 
gen des Anteils der Eigentumskriminalität an der 
Gesamtkriminalität hat sich damit erneut fortge- 
setzt. 1963 betrug der Anteil der Diebstahlskrimi- ' 
nalität an der Gesamtkriminalität noch 57,2 %. 
Hauptangriffspunkt der Diebstahlskriminalität ist 
mit Abstand das Kraftfahrzeug. Von jeweils 100 
Diebstählen waren allein 30 Fälle Diebstähle von, 
aus und an Kraftfahrzeugen. 

Innerhalb des Bereichs der Eigentumskriminalität 
hat in den letzten 15 Jahren der schwere Diebstahl 


wesentlich stärker zugenommen als der einfache 
Diebstahl. Der schwere Diebstahl ist um 243 °/o, der 
einfache Diebstahl hingegen nur um 102% ange- 
wachsen. 


überproportionales Anwachsen 
der Gewaltkriminalität 

Gegenüber einem Anstieg der gesamten Kriminali- 
tät von lediglich 2,8% ist im Jahre 1969 in den 
Kriminalitätsbereichen, in denen Gewalt gegen Per- 
sonen angewandt oder angedroht wird, die Zahl der 
Straftaten wesentlich stärker angestiegen. Die Zahl 
der bekanntgewordenen vollendeten und versuch- 
ten Taten ist bei der vorsätzlichen Tötung (Mord, 
Totschlag) um 10,6%, bei der gefährlichen und 
schweren Körperverletzung um 7 %, bei Raub und 
bei räuberischer Erpressung um 18% angestiegen. 
Hier hat sich ebenfalls die Entwicklung der letzten 
Jahre fortgesetzt, daß nämlich die Gewaltkriminali- 
tät überproportional zunimmt. Seit 1963 ist die Zahl 
der bekanntgewordenen Straftaten gestiegen bei 

Vorsätzlicher Tötung 

von 1 308 auf 2 028 = 55,0 % 

gefährlicher und schwerer Körperverletzung 

von 30 239 auf 34 955 - 15,6% 

Raub und räuberischer Erpressung 

von 6 721 auf 11 503 = 71,1 % 

Die Häufigkeitsziffern haben sich erhöht von 1963 
bis 1969 

bei der vorsätzlichen Tötung von 2 auf 3 ( + 50%) 
bei gefährlicher und 

schwerer Körperverletzung von 53 auf 58 (+ 9 %) 
bei Raub sowie räuberischer 

Erpressung von 12 auf 19 ( + 58 %) 

Dieser überproportionale Anstieg wirkt sich in der 
Gesamtkriminalität deshalb nicht besonders auf- 
fallend aus, weil die absoluten Zahlen der Gewalt- 
delikte im Verhältnis zu den Eigentumsdelikten 
klein sind. Gewaitdelikte sind der Teil der Gesamt- 
kriminalität, die abzuwenden oberstes Ziel sein 
muß, handelt es sich hierbei doch letztlich um die 
eigentliche Schwerkriminalität. Die Zunahme dieser 
Gewaltkriminalität bedarf deswegen einer besonde- 
ren Beachtung, weil es Anzeichen dafür gibt, daß 
die Gewalt im menschlichen Zusammenleben ein- 
schließlich des politischen Bereichs vordringt. 


Rückgang der Betrugskriminalität 

Die Zahl der bekanntgewordenen Betrugstaten hat 
im vergangenen Jahr um 3,7% abgenommen. Die 
Abnahme erstreckt sich auf alle Bereiche des Be- 
trugs. Diese erfreuliche Feststellung beruht wahr- 
scheinlich u. a. auch darauf, daß die Aufklärungs- 
maßnahmen der Polizei und der Massenmedien in 
den vergangenen Jahren Früchte zu tragen be- 
ginnen. 
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Stagnieren der Sittlichkeitskriminalität 


Zusammenfassung 


Die Sittlichkeitskriminalität ist im vergangenen 
Jahr nahezu unverändert geblieben. Sie hat in ein- 
zelnen Delikten sogar wesentlich abgenommen. Das 
gilt auch für unzüchtige Handlungen mit Kindern. 
Seit 1963 ist die Zahl der bekanntgewordenen Straf- 
taten gefallen bzw. gestiegen bei: 


Notzucht 


von 6 572 auf 6 766 


+ 2,9 °/o 


unzüchtige Handlungen 

mit Kindern von 18 000 auf 17 337 = — 3,7 °/o 


Kuppelei von 4 410 auf 2 117 — * — *52,0% 

Erregung geschlechtlichen 

Ärgernisses von 15 599 auf 14 462 = — 7,3% 


Zusammenfassend kann also festgestellt werden, daß 
die Gesamtzahl der Straftaten, wenn auch in ver- 
mindertem Maße, weiter angestiegen ist. Bei den 
einzelnen Deliktsgruppen weist die Entwicklung 
Unterschiede auf. Überproportional ist die Zunahme 
der Gewaltdelikte. Die Bundesregierung tritt jedoch 
der Auffassung entgegen, daß in unserem Lande die 
Öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht mehr ge- 
währleistet ist. Die Kriminalität in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist nicht höher als in Ländern auf 
ähnlicher Entwicklungsstufe, insbesondere im west- 
lichen Europa. Die aufgezeigten Tendenzen sind 
auch in diesen Ländern festzustellen. Dennoch soll 
und darf das Ansteigen der Kriminalität nicht baga- 
tellisiert werden. Wir werden der Entwicklung ent- 
gegentreten. 


Rau sch gi ftkriminalität 

Die Rauschgiftkriminalität hat bisher in Deutschland 
keine Rolle gespielt. Diese Situation hat sich im 
Jahre 1969 schlagartig gewandelt. Die statistisch 
erfaßten Rauschgiftdelikte sind von 1891 Fällen im 
Jahre 1968 um 2870 Fälle, d. h. um 151,8 %, auf 4761 
Fälle angestiegen. Die in anderen Staaten seit Jah- 
ren festzustellende Rauschgiftsucht und die damit 
verbundene Rauschgiftkriminalität hat also auch auf 
Deutschland übergegriffen. Die Rauschgiftkriminali- 
tät wird, wie die Entwicklung in den ersten Monaten 
1970 ausweist, weiter wachsen. Besonders bedrük- 
kend ist hierbei die Feststellung, daß sich der Kreis 
der Beteiligten völlig gewandelt hat. Im Gegensatz 
zu früher ist heute die mit der Rauschgiftsucht ver- 
bundene Kriminalität eine Kriminalität überwiegend 
junger Menschen. 

Bisher ergibt sich aus der Zusammensetzung der 
von der Polizei sichergestellten Rauschgifte, daß 
sich die Sucht weitgehend noch auf Haschisch be- 
schränkt. Zu beobachten ist jedoch auch ein steigen- 
der Umfang von Sicherstellungen von LSD und 
Heroin. 


Weiteres prozentuales Anwachsen 
der Minderjährigen an der Gesamttäterzahl 

Der Anteil der Heranwachsenden und Jugendlichen 
ist auch 1969 erneut gestiegen. 1969 betrug der 
Anteil der Heranwachsenden an der Gesamtzahl der 
Täter 11,5% gegenüber 10,7% im Jahre 1968, der 
Anteil der Jugendlichen 13% gegenüber 12,3% im 
Jahre 1968 und der der Kinder 6,7% gegenüber 
6,3 % im Jahre 1968. Im Jahre 1963 betrugen die 
Anteile noch 9,8 % bei den Heranwachsenden, 8,4 % ! 
bei den Jugendlichen und 4,8 % bei den Kindern. 
Zu beachten sind hierbei aber mögliche Änderungen 
der altersmäßigen Zusammensetzung der Bevölke- | 
rung. Die Bemühungen, den jugendlichen Menschen i 
von der kriminellen Ansteckung zu bewahren, müs- 
sen weiter verstärkt werden. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, mit Mitteln des kooperativen Föderalis- 
mus eine Straffung und Vereinheitlichung der 
Organisation der Kriminalpolizei in den ein- 
zelnen Ländern zu erreichen? 


Die Organisation der Kriminalpolizei in den Ländern 
weist zum Teil große Unterschiede auf. Für diese 
Verschiedenartigkeit können nur teilweise örtliche 
Verhältnisse verantwortlich gemacht werden. 

Die Unterschiede in der Organisation haben ihren 
Ursprung zum Teil in Anordnungen der ehemaligen 
Besatzungsmächte, die in ihren Zonen die deutsche 
Polizei nach ihren eigenen, oft sich widersprechen- 
den, Vorstellungen organisiert hatten. 

Im Interesse einer möglichst wirkungsvollen Ver- 
brechensbekämpfung sollte eine Straffung und eine 
Vereinheitlichung der Organisation in den Ländern 
angestrebt werden. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung gibt es eine Reihe von Grundsätzen, die 
dabei beachtet werden müssen: 

1. Die Zuständigkeitsgrenzen der örtlichen Krimi- 
naldienststellen müssen nach kriminalgeographi- 
schen Gesichtspunkten festgelegt werden. 

2. Die Zuständigkeitsbereiche müssen einerseits 
noch überschaubar, andererseits jedoch minde- 
stens einen Bereich umfassen, in dem sich der 
sogenannte örtliche Täter normalerweise bewegt 
und straffällig wird. 

3. Für bestimmte Straftaten müssen überregionale 
Stellen mit übergreifender Zuständigkeit vor- 
handen sein. 

4. In Zentralstellen müssen kriminalpolizeiliche 
Informationen gesammelt und ausgewertet wer- 
den. Diese Zentralstellen müssen gleichzeitig die 


3 



Drucksache VI/ 871 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Befugnis haben, auf Grund ihrer Erkenntnisse 
den Einsatz örtlicher Stellen zu steuern. 

5. Es muß sichergestellt sein, daß Ermittlungshand- 
lungen von Beamten einer Behörde auch außer- 
halb des örtlichen Zuständigkeitsbereiches mög- 
lich sind, wenn im Einzelfall einheitliche Ermitt- 
lungen erforderlich sind. 

Die Bundesregierung wird diese Grundsätze mit den 
Innenministern der Länder mit dem Ziel erörtern, 
zu entsprechenden Absprachen zu gelangen. Sie j 
sieht sich dazu ermuntert, nachdem auf diesem Ge- 
biet der kooperative Föderalismus Fortschritte 
erzielt hat. Die Länder haben ein am 1. April 1970 
in Kraft getretenes Abkommen über die erweiterte 
Zuständigkeit der Polizei der Bundesländer bei der 
Strafverfolgung geschlossen. Nach diesem Abkom- 
men sind die Polizeivollzugsbeamten der Länder bei i 
der Verfolgung mit Strafe bedrohter Handlungen 
berechtigt, Amtshandlungen auch in anderen Bun- 
desländern vorzunehmen, wenn einheitliche Ermitt- 
lungen insbesondere wegen der räumlichen Aus- 
dehnung der Tat oder der in der Person des Täters 
oder in der Tatausführung liegenden Umstände not- 
wendig erscheinen. Neben diesem von allen Ländern 
abgeschlossenen Abkommen gibt es besonders im 
norddeutschen Raum noch weitergehende Einzel- 
regelungen zwischen einzelnen Ländern. 

Daneben gibt es bundesgesetzliche Regelungen, die 
auf eine Straffung der Organisation der Kriminal- 
polizei hinzielen. Zur Verbesserung der Zusammen- 
arbeit auf kriminalpolizeilichem Gebiet ist schon in 
dem Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 
8. März 1951 (BGBl. I S. 165) in § 3 Abs. 1 bestimmt, 
daß die Länder für ihren Bereich zentrale Dienst- 
stellen der Kriminalpolizei (Landeskriminalämter) 
zu unterhalten haben. 

Eine weitere Verbesserung der Zusammenarbeit ist 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskriminalamtes) vom 19. September 1969 
(BGBl. I S. 1717) in § 4b geschaffen worden, wonach 
das Bundeskriminalamt bei Straftatenzusammen- 
hängen die Ermittlungen einer Stelle übertragen 
kann. Dabei ist insoweit auch eine Stärkung der 
Landeskriminalämter erreicht worden, als kraft Bun- 
desgesetz für die Durchführung dieser Ermittlungs- 
aufträge das Landeskriminalamt zuständig ist, wenn 
das Land nicht ausnahmsweise eine andere Stelle 
bestimmt. 

Unter Berücksichtigung dieser gesetzlichen Rege- 
lungen und des Abkommens der Länder über die 
Zusammenarbeit der Kriminalpolizei in Bund und 
Ländern werden sich die weiteren Erörterungen ins- 
besondere auf die Stärkung der Stellung der Landes- 
kriminalämter und die Abgrenzung von örtlichen 
Zuständigkeitsbereichen zu erstrecken haben. Hier- 
bei ergibt sich aus den angeführten allgemeinen 
Erwägungen als Hauptforderung, daß Zuständig- 
keitsgrenzen zusammenhängende Wirtschaftsräume 


und bevölkerungsmäßige Ballungsräume möglichst 
nicht durchschneiden sollten. Städte mit ihrem Ein- 
zugsgebiet sollten nicht verschiedenen Zuständig- 
keitsbereichen angehören. 

Hervorzuheben ist, daß hinsichtlich der Polizei- 
organisation in den letzten Jahren in einer Reihe 
von Ländern Fortschritte erzielt worden sind, indem 
zum Beispiel die Auflösung von kommunalen Poli- 
zeien Fortschritte gemacht hat. Verbesserungen hat 
es auch dadurch gegeben, daß im Zuge einer allge- 
meinen Verwaltungsreform mittelbar auch Ände- 
rungen von Polizeibereichsgrenzen eingetreten sind, 
die der Forderung der Abgrenzung nach kriminal- 
geographischen Gesichtspunkten besser Rechnung 
tragen. Erfolge sind auch dadurch erzielt worden, 
daß unabhängig von einer allgemeinen Verwal- 
tungsreform kleine örtliche Polizeidienststellen zu 
gemeinsamen größeren Organisationseinheiten zu- 
sammengeführt worden sind. 


3. Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
durch eine Änderung der Besoldungsstruktur 
und des Laufbahnrechts sowie durch eine Ver- 
besserung der Aus- und Fortbildung die Perso- 
nalsituation bei der Kriminalpolizei günstig zu 
beeinflussen? 

Die Verbrechensbekämpfung wird trotz der Wich- 
tigkeit des Einsatzes aller modernen Mittel der 
Technik und trotz der Bedeutung einer sinnvollen 
Organisationsstruktur nur dann erfolgreich sein und 
bleiben, wenn die Personalfrage befriedigend gelöst 
ist. Ohne den Ergebnissen der auf Grund des Be- 
schlusses des Deutschen Bundestages vom 27. Fe- 
bruar 1970 von der Bundesregierung einzuberufen- 
den Studienkommission zur Untersuchung von 
Stellung und Aufgaben des öffentlichen Dienstes 
vorzugreifen, kann es nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht genügen, die Kriminalpolizei in 
Bund und Ländern rein zahlenmäßig zu verstärken. 
Wichtig ist vielmehr, daß für die Kriminalpolizei 
entsprechend qualifizierte Kräfte gewonnen und 
alle Planstellen besetzt werden können. 

Der Kriminalbeamte sieht sich gesteigerten Anforde- 
rungen gegenübergestellt. Er muß der steigenden 
Mobilität des Verbrechens und den sonstigen Er- 
schwerungen bei der Verbrechensaufklärung ge- 
wachsen sein, er muß sich ferner der von der moder- 
nen Technik zur Verfügung gestellten Hilfsmittel 
sachgerecht bedienen können. 

Das bedeutet zunächst, daß der künftige Kriminal- 
beamte entsprechende Bildungsvoraussetzungen 
mitbringen oder sich während seiner Ausbildung 
aneignen muß und daß der Zugang zur Laufbahn 
der Polizei grundsätzlich nicht nur auf eine einheit- 
liche Eingangsstufe festgelegt werden darf, sondern 
sich entsprechend den im allgemeinen Laufbahnrecht 
bestehenden Zugangsmöglichkeiten auch nach den 
bildungsmäßigen Voraussetzungen des Bewerbers 
richten muß. 
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Die Fachausbildung des künftigen Kriminalbeamten j 
ist im Rahmen der Bemühungen um eine verbes- 
serte Aus- und Fortbildung des öffentlichen Dienstes j 
so zu gestalten, daß er in Zukunft über noch um- j 
fassendere Kenntnisse für seine Tätigkeit verfügt, j 
Die verbesserte Ausbildung muß durch eine inten- j 
sive Fortbildung ergänzt werden, um die Fachkennt- 
nisse zu vertiefen und die Kriminalbeamten für 
Spezialaufgaben zu schulen. 

Für die Führungskräfte der Kriminalpolizei gelten 
diese Forderungen im besonderen Maße. 

Die Bundesregierung wird aus diesen Überlegungen j 
für das Laufbahnrecht der Kriminalbeamten des 
Bundes entsprechende Schlußfolgerungen ziehen, ! 
wenn sich dies als notwendig erweisen wird. Dabei 
können Tätigkeiten, die keine kriminalpolizeiliche j 
Ausbildung voraussetzen, außer Betracht bleiben, j 
Diese Tätigkeiten sollen durch andere Bedienstete j 
wahrgenommen werden. ! 

" T s f. v , ..... 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Auf- [ 
fassung, daß hierbei angestrebt werden sollte, ein in 
Bund und Ländern möglichst weitgehend überein- 
stimmendes, ineinandergreifendes Laufbahnsystem 
zu schaffen. Sie wird sich deshalb bei den zur Zeit 
laufenden Beratungen mit den Ländern für die 
gemeinsame Neubewertung der Laufbahn der Krimi- 
nalpolizei einsetzen und die gemeinsamen Be- 
strebungen für eine Verbesserung der Ausbildung 
der Führungskräfte unterstützen. 

| 

In diesem Zusammenhang stehen auch die Über- 
legungen, das Besoldungsrecht zum Gegenstand der 
konkurrierenden Gesetzgebung zu machen. 


4. Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 
technische Ausrüstung der Kriminalpolizei, ins- 
besondere die Funktechnik, für ausreichend, um 
eine bestmögliche Zusammenarbeit der Krimi- 
nalpolizei in Bund und Ländern zu gewähr- 
leisten? 

5. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung erforderlichenfalls zu ergreifen, um die 
technische Ausrüstung der Kriminalpolizei zu 
verbessern, zu modernisieren und zu vereinheit- 
lichen? 

Bund und Länder haben mit erheblichen finanziellen 
Aufwendungen gemeinsam eine Reihe von Nach- 
richtenverbindungen für die Polizei aufgebaut, die 
auch die Bedürfnisse der Kriminalpolizei berücksich- 
tigen. Im einzelnen handelt es sich um 


1. das Polizeifunknetz 

Dieses Netz verbindet in der oberen Netzebene 
Bund und Länder miteinander. Innerhalb der Länder 
sind in der sogenannten unteren Netzebene nach- 


geordnete Stellen angeschlossen. Das Netz war 
ursprünglich als Tastfunknetz aufgebaut. Zur Be- 
schleunigung der Nachrichtenübermittlung sind ent- 
sprechend der technischen Entwicklung Maßnahmen 
eingeleitet, dieses Tastfunknetz auf ein Funkfern- 
schreibnetz umzustellen. Die Umstellung ist soweit 
fortgeschritten, daß auf der oberen Netzebene be- 
reits jetzt in der Zeit von 9 Uhr bis 20 Uhr die 
Übermittlung kriminalpolizeilicher Informationen 
auf dem Funkfernschreibwege erfolgt. Die Umstel- 
lungsarbeiten schreiten zügig voran. Die notwen- 
digen Haushaltsmittel sind für die nächsten Jahre 
eingeplant. Auch auf internationaler Ebene soll der 
Tastfunkbetrieb in diesem Jahr mit einigen euro- 
päischen Ländern auf Funkfernschreibbetrieb umge- 
stellt werden. 


2. das Polizeisprechfunknetz 

Den Bedürfnissen entsprechend besteht in den Län- 
dern ein Sprechfunknetz. Auf Grund internationaler 
Abmachungen und zur Gewinnung von zusätzlichen 
Sprechfunkkanälen wurde die Technik in den 
Frequenzbereichen der Sicherheitsbehörden von 50 
bzw. 100 kHz-Raster auf 20 kHz-Raster umgestellt. 
Die Sprechfunkkanäle wurden dadurch vervielfacht. 
Die Einführung der neuen Sprechfunkgeräte in den 
Ländern erfolgt zügig. Teilweise ist sie abgeschlos- 
sen. Während der Umstellung von alter auf neue 
Technik treten zwangsläufig Schwierigkeiten auf, 
weil bei der Umstellung Frequenzänderungen erfor- 
derlich werden. Diese Schwierigkeiten können aber 
durch organisatorische Maßnahmen weitgehend ab- 
gefangen werden. Die Umstellung bedarf allerdings 
eines längeren Zeitraums, weil die Lieferfähigkeit 
der Industrie beschränkt ist. 


3. das Polizeifernschreibnetz 

Es besteht ein polizeieigenes Fernschreibnetz, das in 
der oberen Netzebene Bund und Länder miteinander 
verbindet und in der unteren Netzebene innerhalb 
der Länder eine Vielzahl von nachgeordneten Stel- 
len. Der Umfang des Netzes wird den Bedürfnissen 
entsprechend laufend erweitert. 


4. das Polizeifernsprechnetz 

In dem Bereich der ehemals britischen Besatzungs- 
zone besteht ein polizeieigenes Fernsprechnetz, an 
das nahezu alle Polizeidienststellen angeschlossen 
sind. Auch Bayern hat ein solches polizeieigenes 
Fernsprechnetz. In den übrigen Ländern bedient sich 
die Polizei des öffentlichen Fernsprechnetzes. Ein 
dringendes Bedürfnis für ein bundesweites polizei- 
eigenes Fernsprechnetz besteht angesichts der Lei- 
stungsfähigkeit des öffentlichen Fernsprechnetzes 
nicht. 
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5. das Fernsprechsondernetz 

Im Zusammenhang mit der Einführung der Bildüber- 
tragung ist ein als Fernsprechnetz ausgelegtes Son- 
dernetz für die Polizei aufgebaut worden. In seiner 
oberen Netzebene verbindet es das Bundeskriminal- 
amt mit den Landeskriminalämtern. In den Ländern 
wird eine untere Netzebene aufgebaut, die die 
Landeskriminalämter mit örtlichen Polizeidienst- 
stellen verbindet. 

Nachdem Versuche ergeben hatten, daß die zur 
Verfügung stehenden Bildübertragungsgeräte tech- 
nisch einwandfrei und zuverlässig arbeiten, hat der 
Bundesminister des Innern durch ein Schreiben vom 
9. Dezember 1969 den übrigen Ländern seine Hilfe 
für den Ausbau des Bildübertragungsnetzes im ge- 
samten Bundesgebiet angeboten. Die erste Leitung 
ist am 6. Januar 1969 zwischen dem Bundeskriminal- 
amt und dem Landeskriminalamt Nordrhein-West- 
falen geschaltet worden. Inzwischen haben sich an- 
geschlossen: 

Bayern am 1. April 1970 

Niedersachsen am 1. April 1970 

Baden- Württemberg am 8. April 1970 

Hessen am 10. April 1970 

Hamburg am 2. Mai 1970 

Rheinland-Pfalz am 2. Mai 1970 

Schleswig-Holstein am 20. Mai 1970 

In Kürze werden alle Landeskriminalämter an das 
Netz angeschlossen sein. Der Ausbau der unteren 
Netzebene in den Ländern schreitet zügig voran. 
Dieses Fernsprechsondernetz dient in erster Linie 
Bildübertragungen. Soweit es nicht dafür benötigt 
wird, können auch Ferngespräche geführt werden. 


6. das Dateniernühertragungsnetz 

Im Zusammenhang mit der Einführung der elek- 
tronischen Datenverarbeitung bei der Polizei wird i 
auch die Erstellung eines Datenfernübertragungs- j 
netzes aktuell. Entsprechende Vorplanungen sind 
bereits angelaufen. Seine Ausgestaltung wird von | 
Umfang und Art des Datenverbunds abhängig sein. 
Die Möglichkeit der Fernabfrage muß bestehen. 

Die Kommunikationsverbindungen entsprechen 
durchaus dem heutigen Stand der Technik. Die Bun- 
desregierung wird darauf bedacht sein, daß die 
Nachrichtenmittel der Polizei laufend der technischen 
Entwicklung angepaßt werden. 

Auch die sonstige technische Ausstattung der Krimi- 
nalpolizei hält, wenn auch in einer zeitlich unter- 
schiedlichen Verwirklichung in den einzelnen Be- 
hörden, weitgehend mit der technischen Entwick- 
lung Schritt. Beim Bundeskriminalamt, für das die 
Bundesregierung unmittelbar Verantwortung trägt, 
sind in den letzten Jahren große finanzielle Mittel 
zur Verbesserung der technischen Ausstattung ein- 


schließlich der Kriminaltechnik aufgewendet wor- 
den. Die Aufwendungen werden sich in den kom- 
menden Jahren noch erheblich vergrößern. Insge- 
samt sind für den Zeitraum des geplanten Ausbaues 
des Bundeskriminalamtes in den nächsten fünf 
Jahren vorgesehen: 

a) Kriminaltechnik ca. 4 530 000 DM 

b) Funk- und Fernmeldetechnik ca. 8 400 000 DM 

c) Kraftfahrzeuge ca. 520 000 DM 

insgesamt 13 450 000 DM 


6. Hält die Bundesregierung eine Intensivierung 
der Forschung auf kriminalpolizeilichem Gebiet 
für notwendig? 

Es besteht kein Zweifel, daß weite Gebiete der 
Kriminalität noch wenig erforscht sind und daß eine 
wirkungsvolle Verbrechensbekämpfung ohne wis- 
senschaftlich gesicherte Erkenntnisse über die Krimi- 
nalität und deren Erscheinungsformen nicht mehr 
möglich ist. Die bei der Kriminalpolizei anfallenden 
Arbeitsergebnisse müssen deshalb systematisch aus- 
gewertet und allgemein verwertbar gemacht wer- 
den. Neben den kriminologischen Forschungsstellen 
bei den Universitäten ist insbesondere das Krimina- 
listische Institut beim Bundeskriminalamt wegen der 
unmittelbaren Nähe zu den großen kriminalpolizei- 
lichen Sammlungen hierzu berufen. 

Das Kriminalistische Institut des Bundeskriminal- 
amtes besteht bereits seit Errichtung des Bundes- 
kriminalamtes im Jahre 1951. Es konnte auf Grund 
seiner unzureichenden personellen Besetzung bisher 
nur in Einzelfällen wissenschaftliche Untersuchun- 
gen durchführen. Die Bundesregierung hat die Ab- 
sicht, in den kommenden Jahren den Stellenplan für 
das Kriminalistische Institut um mindestens 15 Plan- 
stellen zu verstärken. 

Das Bundeskriminalamt soll dadurch in die Lage 
versetzt werden, insbesondere folgende dringliche 
Forschungsvorhaben anzugehen: 

— Sammlung und Analyse der bei der Kriminal- 
polizei anfallenden Erkenntnisse für kriminal- 
politische Entscheidungen, 

— Erstellung von allgemeinen Kriminalitäts- 
analysen, 

— Erfassung und Auswertung objektiver Gegeben- 
heiten in einzelnen Bereichen der Kriminalität 
und bei einzelnen Tätergruppen, 

— Koordinierung der kriminalpolizeilich orientier- 
ten Forschung durch Ausbau einer Dokumenta- 
tionsstelle, 
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— Ausgestaltung der Polizeilichen Kriminalistik 
nach kriminalistisch-kriminologischen Erforder- 
nissen, 

— Überprüfung, Entwicklung und Erprobung der 
Ausrüstung der Kriminalpolizei. 

In diesem Zusammenhang ist ferner zu erwähnen, 
daß die Deutsche Forschungsgemeinschaft in einem 
besonderen Schwerpunktprogramm das Forschungs- 
gebiet „Empirische Kriminologie" fördert. Die Bun- 
desregierung wird prüfen, ob in Ergänzung hierzu 
entsprechende Forschungsaufträge zu vergeben sind. 


7. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um 
dem auf Antrag des Innenausschusses gefaßten 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
2. Juli 1969 Nummer 4 a) nachzukommen? 

Durch den Beschluß vom 2. Juli 1969 hat der Deut- 
sche Bundestag die Bundesregierung ersucht, durch 
Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem Bund 
und den Ländern den wirkungsvollen Vollzug der 
Regelung des § 4 b des BKA-Gesetzes sicherzustel- 
len, insbesondere mit den Länderregierungen zu 
prüfen, ob für den Bereich der Staatsanwaltschaft 
besondere Verwaltungsanordnungen zu erlassen 
sind, um eine zügige Behandlung von Vorgängen im 
Sinne von § 4 b des BKA-Gesetzes zu gewährleisten. 
In Ausführung dieses Ersuchens sind mit den Län- 
dern folgende Absprachen getroffen und Anord- 
nungen ergangen: 

1. Auf der Sitzung des Arbeitskreises II der Ar- 
beitsgemeinschaft der Innenministerien der Bun- 
desländer am 27. und 28. November 1969 in 
Saarbrücken haben die Vertreter der Länder zu- 
gesagt, daß sie auf eine entsprechende Unter- 
richtung des Bundeskriminalamtes gemäß § 4b 
BKA-Gesetz unverzüglich, möglichst binnen drei 
Tagen, dem Bundeskriminalamt bekanntgeben 
werden, ob sie mit der Zuweisung einverstanden 
sind. 

2. In einer von den Justizministern und -Senatoren 
der Länder beschlossenen Anordnung über die 
Bearbeitung von Sammelverfahren und Ver- 
fahren nadi dem § 4 b BKA-Gesetz, die bundes- 
einheitlich unter dem 15. Dezember 1969 be- 
kanntgemacht und zum 1. Januar 1970 in Kraft 
gesetz wurde, ist das Verfahren geregelt, nach 
dem der Generalstaatsanwalt sein Einvernehmen 
zu der Zuweisung nach § 4 b BKA-Gesetz erteilt. 
Danach soll der zuständige Generalstaatsanwalt 
unverzüglich, möglichst binnen drei Tagen, seine 
Entscheidung dem Bundeskriminalamt mitteilen. 
In dieser Vorschrift ist ferner vorgesehen, daß 
der zuständige Generalstaatsanwalt zuvor auch 
das Einvernehmen mit der zuständigen obersten 
Landesbehörde der Innenverwaltung herstellt. 


Bei der gegebenen Rechtslage stellen diese Abspra- 
chen und Anordnungen ein befriedigendes Ergebnis 
dar. 

Unter Beachtung der vorgenannten Absprache und 
der genannten Anordnung hat der Bundesminister 
des Innern das Bundeskriminalamt durch Erlaß vom 
18. Dezember 1969 wie folgt angewiesen: 

Berührt eine strafbare Handlung den Bereich mehre- 
rer Länder oder besteht ein Zusammenhang mit 
einer anderen strafbaren Handlung in einem ande- 
ren Land und ist angezeigt, daß die polizeilichen 
Aufgaben auf dem Gebiete der Strafverfolgung ein- 
heitlich wahrgenommen werden, so unterrichtet das 
Bundeskriminalamt fernschriftlich die obersten Lan- 
desbehörden und die Generalstaatsanwälte, in deren 
Bezirken ein Gerichtsstand begründet ist, sowie 
nachrichtlich die Landeskriminalämter unter Dar- 
stellung des Sachverhalts und teilt gleichzeitig mit, 
welchem Land es die Gesamtermittlungen zuzuwei- 
sen beabsichtigt. In dem Schreiben sind die oberste 
Landesbehörde des Landes, dem die Gesamtermitt- 
lungen übertragen werden sollen und die General- 
staatsanwälte aufzufordern, ihr Einvernehmen nach 
§ 4 b Abs. 1 Satz 2 BKA-Gesetz dem Bundeskriminal- 
amt unverzüglich, möglichst binnen drei Tagen, zu 
erteilen, 


8. Welche Erfahrungen wurden inzwischen mit der 
Koordinierungsbefugnis des Bundeskriminalam- 
tes nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminal- 
amtes) am 1. Januar 1970 gemacht? 

Seit dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes zum 
BKA-Gesetz am 1. Januar 1970 hat das Bundes- 
kriminalamt von dem Zuweisungsrecht des § 4 b 
des BKA-Gesetzes, das im Gegensatz zu den §§ 4 
und 4 a keine eigenen Ermittlungen des Bundes- 
kriminalamtes, sondern Ermittlungen durch die Län- 
der auslöst, in sieben Fällen Gebrauch gemacht. Es 
handelt sich hierbei utn vier Fälle aus dem Bereich 
der Diebstahlskriminalität und um drei Fälle aus 
dem Bereich der Wirtschaftskriminalität. In allen 
Fällen waren Zusammenhänge zwischen einer Viel- 
zahl von Einzelstraftaten vorhanden, die sich über 
mehrere Bundesländer, teilweise über das gesamte 
Bundesgebiet und in das Ausland erstreckten. Alle 
Straftaten hatten ein großes kriminelles Gewicht. 
Zum Teil waren es Straftaten, die bandenmäßig be- 
gangen worden sind. 

Mit Ausnahme eines Falles haben sich die Länder, 
denen die zentralen Ermittlungen angetragen wor- 
den waren, mit der Übernahme der Ermittlungen 
einverstanden erklärt. In zwei Fällen geschah dies 
innerhalb der mit den Ländern abgesprochenen Frist 
von drei Tagen. In den übrigen Fällen gingen die 
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Zustimmungserklärungen nach fünf bis zehn Tagen zur Zeit rd. 50 000 Datensätze, die gegenwärtig über- 
ein. prüft werden. 


Die bisherigen Erfahrungen beweisen, daß es richtig 
war, dem Bundeskriminalamt die gesetzliche Mög- 
lichkeit zu geben, bei Straftatenzusammenhängen 
die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiete der 
Strafverfolgung einer Stelle mit der Maßgabe zuzu- 
weisen, diese Aufgaben insgesamt wahrzunehmen. 
Ohne diese Rechtsgrundlage wäre es nicht möglich 
gewesen, diese Fälle verhältnismäßig schnell zu 
zentralen Ermittlungen zusammenzuführen. Wenn 
auch die Verfahren noch nicht abgeschlossen sind, 
läßt sich jetzt schon sagen, daß diese Ermittlungen 
auch zu schnelleren und besseren Ermittlungsergeb- 
nissen geführt haben. Andererseits zeigt die Er- 
fahrung auch, daß nicht in jedem Falle eine vom 
Bundeskriminalamt für notwendig gehaltene ein- 
heitliche Ermittlungsführung erreicht werden konnte. 
Das Bundeskriminalamt hat bisher von der Zuwei- 
sungsmöglichkeit nach § 4 b BKA-Gesetz nur in sehr 
zurückhaltendem Maße Gebrauch gemacht, weil zu- 
nächst an verhältnismäßig klaren Fällen Erfahrun- 
gen gesammelt, werden sollten. Nach Ablauf eines 
Jahres seit Inkrafttreten der Ergänzung des BKA- 
Gesetzes wird die Bundesregierung mit den Ländern 
erörtern, ob anhand der gewonnenen Erfahrungen 
der § 4 b eine noch wirkungsvollere Handhabung 
zuläßt. 


9. Welche Fortschritte wurden inzwischen beim 
Ausbau eines automatischen Auskunfts- und 
Informationssystems des Bundeskriminalamtes 
und des EDV-Verbundnetzes mit den Ländern 
gemacht? 

Wie in dem Bericht des Bundesministers des Innern 
über das Bundeskriminalamt vom 30. Januar 1969, 
Drucksache V/3792, dargestellt ist, kann bei der 
Einführung des allgemeinen kriminalpolizeilichen 
Informations- und Auskunftssystems nur schritt- 
weise vorgegangen werden. Dabei muß sicherge- 
stellt sein, daß sich die einzelnen Teilbereiche in ein 
künftiges Gesamtsystem einpassen. 

Das Bundeskriminalamt hat die Arbeiten an dem 
sogenannten Personenfahndungsvorhaben weiterge- 
führt. In dem Bereich „Personenfahndung-Festnah- 
men" ist der Datenbestand inzwischen auf 140 000 
Datensätze angewachsen. Sie können durch mehr- 
fache Kontrollen als weitgehend fehlerfrei gespei- 
chert gelten. Kurzgefaßte Datensätze dieses Bestan- 
des können auf sogenannte Vergleichsbänder kopiert 
werden, die den Polizeibehörden der Länder zur 
Überprüfung von Einwohnerdaten dienen. 

In gleicher Weise werden seit September 1969 Daten 
aus dem Bereich „Personenfahndung-Aufenthalts- 
ermittlungen" für die maschinelle Erfassung aufbe- 
reitet, Der Datenbestand in diesem Bereich beträgt 


Die Vorarbeiten für eine umfassende Personenfahn- 
dung durch Einbeziehung der einschlägigen Informa- 
tionen aus dem Zollfahndungsnachweis und der Eil- 
Fahndungsersuche sind abgeschlossen, ebenso die 
analytischen Arbeiten, die zur Verwirklichung die- 
ses erweiterten Personenfahndungsvorhabens erfor- 
derlich sind. Die Erstellung der Programme erfolgt 
in Zusammenarbeit mit einem Datenverarbeitungs- 
unternehmen. 

Neben diesen Personenfahndungsvorhaben hat das 
Bundeskriminalamt mit den Vorarbeiten zur elek- 
tronischen Speicherung seiner gesamten Zentral- 
kartei begonnen. Es handelt sich hierbei um den 
zentralen Index aller im Bundeskriminalamt vor- 
handenen personenbezogenen kriminalpolizeilichen 
Unterlagen. Die Übernahme der Zentralkartei in 
eine Datenverarbeitungsanlage schafft die Voraus- 
setzungen, um die Datenbestände aus der Zentral- 
kartei, der Personenfahndung und später aus dem 
erkennungsdienstlichen Bereich zu integrieren und 
für einen direkten Zugriff zu organisieren. 

Auf dem Gebiet der Daktyloskopie hat eine Unter- 
kommission der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der 
Landeskriminalämter mit dem Bundeskriminalamt 
ein neues Klassifizierungssystem für Zehnfinger- 
abdrücke entwickelt. Dieses Klassifizierungssystem 
soll im Gegensatz zu der heutigen Situation die 
Möglichkeit geben, Tatortspuren mit einer Zehn- 
fingerabdrucksammlung zu vergleichen. Die Ein- 
führung dieses Systems wird für die kriminalpoli- 
zeiliche Ermittlungstätigkeit von erheblicher Bedeu- 
tung sein. Das System ist darauf aufgebaut, die not- 
wendigen Suchvorgänge in einer Datenver- 
arbeitungsanlage vornehmen zu lassen. Seine Erpro- 
bung kann demnach nur unter Einsatz einer Daten- 
verarbeitungsanlage durchgeführt werden. Die ana- 
lytischen Arbeiten, die in enger Zusammenarbeit 
zwischen Daktyloskopen und Fachleuten der EVD 
geleistet wurden, sind abgeschlossen. Es handelt sich 
um die Festlegung der Aufgabenstellung von der 
daktyloskopischen Seite her, um Fragen der Daten- 
erfassung, der Testphasen und der Sicherung der 
erfaßten Daten. Die Erprobungsarbeiten sollen den 
Beweis für die Brauchbarkeit des Klassifizierungs- 
systems erbringen. Zu diesem Zweck müssen die 
Fingerabdrücke von 10 000 Personen erfaßt und neu 
klassifiziert werden. Die Arbeiten hieran sind ab- 
gelaufen. Durch Absprachen mit den Ländern ist die 
Bereitstellung des hierzu notwendigen Personals 
gelungen. 

Damit ein künftiges Verbundsystem zwischen Bund 
und Ländern gewährleistet ist, hat das Bundes- 
kriminalamt mit abgeordneten Beamten der Länder 
einen sogenannten Grunddatensatz erarbeitet, der 
eine Zusammenstellung aller bei der Kriminalpolizei 
anfallenden Informationen enthält. Dieser Grund- 
datensatz hat den Ländern zur Stellungnahme Vor- 
gelegen; in einer überarbeiteten Fassung ist er den 
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Ländern zur endgültigen Beschlußfassung übersandt 
worden. 

Eine Gruppe von Kriminalbeamten aus Bund und 
Ländern arbeitet ferner an der Zusammenstellung 
derjenigen Daten, welche der Kriminalpolizei für 
die Verbrechensaufklärung als Erstinformation zur 
Verfügung stehen müssen. Sie kann auf vorliegende 
Arbeitsergebnisse aufbauen. 

Die Bemühungen der Bundesregierung zur Verbes- 
serung der Verbrechensbekämpfung mittels der 
elektronischen Datenverarbeitung zielen auch auf 
einen Datenverbund der Kriminalpolizei mit ande- 
ren Sicherheitsbehörden. Auf die in diesen Bereichen 
angelaufenen Maßnahmen ist die Bundesregierung 
in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU zur Inneren Sicherheit - Druck- 
sache VI/620 - eingegangen. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen der Änderungen der Strafprozeßordnung, 
insbesondere des Haftrechts, auf die Arbeit der 
Kriminalpolizei? 

Das Strafprozeßänderungsgesetz vom 19. Dezember 
1964 (BGBL I S. 1067) hat die Vorschriften über die 
Anordnung und die Fortdauer der Untersuchungs- 
haft grundlegend geändert. Durch die Neufassung 
der §§ 112 und 113 StPO wurden die Voraussetzun- 
gen für den Erlaß eines Haftbefehls verschärft und 
durch § 121 StPO angeordnet, daß die Untersu- 
chungshaft grundsätzlich den Zeitraum von 6 Mo- 
naten nicht überschreiten darf. Außerdem hat das 
Anderungsgesetz durch die Neufassung der §§ 136 
Abs. 1 und 163 a StPO die Belehrungspflicht gegen- 
über dem Beschuldigten eingeführt 

Im Jahre 1965 ist die Gesamtaufklärungsquote der 
kriminalpolizeilichen Aufklärungstätigkeit stärker 
als in anderen Jahren zurückgegangen. In diesem 
Jahr war auch ein zahlenmäßiger Rückgang der auf- 
geklärten Fälle um 10 712 gegenüber dem Vorjahr 
zu verzeichnen, während in den Jahren zuvor selbst 
bei einem Rückgang der Aufklärungsquote immer 
noch eine absolute Zunahme der aufgeklärten Straf- 
taten festzustellen war, was auch nach 1965 wieder 
festzustellen ist, wie die nachstehende Tabelle zeigt: 


Bekanntgewordene Straftaten 


Jahr 

Fälle 

Veränderung 

gegenüber 

1963 

1 678 840 

Vorj ahr 

1964 

1 747 580 

4- 68 740 

1965 

1 789 319 

+ 41739 

1966 

1 917 445 

+ 128 126 

1967 

2 074 322 

+ 156 877 

1968 

2 158510 

+ 84 188 

1969 

2 217 966 

+ 59 456 


Aufgeklärte Straftaten 


Fälle 

Veränderung 

Gesamtauf- 

gegenüber 

klärungs- 


Vorjahr 

quote 

932 307 


55,5 o/o 

961 827 

+ 29 520 

55,0 %> 

951 115 

— 10712 

53,2 <Vo 

1 015 467 

+ 64 352 

53,0 «/o 

1 082 009 

+ 66 542 

52,2 °/o 

1 118 493 

+ 36 484 

51,8 °/o 

1 136 417 

+ 17 924 

51,2 °/o 

Die Entwicklung der Gesamtaufklärungsquoten für 
die einzelnen Quartale der Jahre 1964 und 1965 läßt 
erkennen, daß der Rückgang mit dem 2. Quartal 1965 

begann, also zu einem Zeitpunkt, 

zu dem die Straf- 

prozeßnovelle in 
klärungsquote 

Kraft trat. So 

betrug die Auf- 

im ersten 

Quartal 1964 

56,0 °/o 

im zweiten 

Quartal 1964 

54,3 °/o 

im dritten 

Quartal 1964 

54,8 % 

im vierten 

Quartal 1964 

55,0 o/o 

im ersten 

Quartal 1965 

56,3 % 

im zweiten 

Quartal 1965 

52,1 % 

im dritten 

Quartal 1965 

51,6 o/o 

im vierten 

Quartal 1965 

52,7 °/o 


Es stellt sich die Frage nach einem Zusammenhang 
zwischen dem Rückgang der Aufklärungsquote und 
der Strafprozeßnovelle. Da der Rückgang zum glei- 
chen Zeitpunkt, im zweiten Quartal 1965, zu ver- 
zeichnen ist, liegt der Schluß nahe, daß diese Ge- 
setzesänderung zu einer Minderung der Aufklä- 
rungsquote beigetragen haben können. 

Ob die einschränkenden Bestimmungen der §§ 112 
und 113 StPO oder die Belehrungspflicht für die 
Verminderung der Aufklärungsquote ursächlich ge- 
wesen sind, läßt sich nicht feststellen, da hierüber 
keine Untersuchungen vorliegen. Es kann auch nicht 
zahlenmäßig belegt werden, ob der Rückgang der 
Aufklärungsquote auf eine wirklich echte Er- 
schwerung zurückzuführen ist oder ob hierbei psy- 
chologische Gründe eine Rolle spielten. 

Unabhängig vom Rückgang der Aufklärungsquote 
hat das neue Haftrecht für die Ermittlungstätigkeit 
der Polizei sicher eine Reihe von Erschwernissen 
mit sich gebracht. Die Erfahrung der letzten Jahre 
hat gezeigt, daß ermittelte Straftäter, die wegen der 
neuen Haftbestimmungen nicht in Untersuchungs- 
haft genommen werden können, weil eine Flucht- 
gefahr nicht nachzuweisen ist, dennoch flüchtig und 
oft auch erneut straffällig werden. Einen flüchtigen 
Straftäter wieder zu ergreifen, ist für die Polizei, 
wenn überhaupt, oft nur mit erheblichem Aufwand 
möglich. 

Die Aufgabe der Kriminalpolizei ist auch dadurch 
zusätzlich erschwert worden, daß die Polizei heute 
zusätzlich zu der Beschaffung von Beweismitteln für 
die Straftat selbst auch noch Ermittlungen darüber 
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anstellen muß, ob Tatsachen vorliegen, die auf eine 
mögliche Flucht hindeuten. Besondere Erhebungen 
hierüber liegen jedoch nicht vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
weitere Erschwerung der kriminalpolizeilichen Ar- 
beit auf keinen Fall mehr in Betracht kommen darf. 
Sie will und kann andererseits diese negativen Aus- 
wirkungen nicht einfach hinnehmen. Sie ist vielmehr 
der Auffassung, daß diese vom Gesetzgeber aus 
rechtsstaatlichen Gründen in Kauf genommenen Er- 
schwernisse ausgeglichen werden müssen durch eine 


wesentliche Verbesserung der personellen Situation 
und der sachlichen Ausstattung der Kriminalpolizei, 
die sie bereits in der Regierungserklärung angekün- 
digt hat. Sie wird das in Aussicht gestellte Sofort- 
programm zur Modernisierung und Intensivierung 
der Verbrechensbekämpfung demnächst dem Bun- 
destag unterbreiten. 


Genscher 
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